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Einwohneranfrage

Bürger

Drs.-Nr.:

Verfasserin/
Verfasser:

2970/IX

Bürger

Zum Bauvorhaben in der Hohensaatener Straße

Beratungsfolge:
Datum Gremium

18.12.2025 Bezirksverordnetenversammlung 051-BVV-IX

Laut den, an Stelle Frau Wessolys von Herrn Kesslau gemachten Aussagen, liegt ein 
Hinderungsgrund für die Möglichkeit, das Bauvorhaben in der Hohensaatener Straße 
in der Höhe zu reduzieren, an den vertraglichen Verpflichtungen, die das Bezirksamt 
oder eine andere amtliche Stelle mit der ZS- Gewobag Projektentwicklung 
Hohensaatener Straße GmbH eingegangen ist.

Da es sich aber um einen erheblichen Eingriff in die Wohn- und Lebensqualität der 
Bewohner des Viertels handelt, besteht ein Interesse daran zu erfahren, wie diese 
Verpflichtungen gegenüber dem Bauvorhabenträger zustande gekommen sind.
Laut einer Auskunft des zuständigen Senatsresorts fallen bei Bauvorhaben unter 
Anwendung des §34 BauGb keine städtebaulichen Verträge an.

Wir fragen das Bezirksamt:

1. Durch welche Art rechtlicher Bindung/Vertrag, wie z.B. ein städtebaulicher 
Vertrag, ist das Bezirksamt gegenüber dem Bauvorhabenträger in der 
Hohensaatener Straße 18, 12679 Berlin, verpflichtet, einen Schadensersatz, 
eine Konventionalstrafe oder anderes in Höhe von etwa 20 Millionen Euro zu 
zahlen, wenn im inzwischen genehmigten Bauantrag aufgestellte Vorhaben in 
Bezug auf Größe, Höhe, Geschossflächenzahl oder anderes vom Bezirksamt 
schlussendlich nicht genehmigt werden?

2. Wann ist ein solcher Vertrag abgeschlossen worden und wann wurde die 
Bezirksverordnetenversammlung über die Konsequenzen informiert?

Diese Anfrage wurde:  mündlich beantwortet
 nicht beantwortet, da Einwohnerin/Einwohner nicht 

anwesend
 zurückgezogen


